























kens	 der	 christlichen	 Kirchen	wie	 überhaupt	 aller	 Religions-	 und	Weltanschauungs-
gesellschaften	sowie	deren	Mitglieder	fragt,	wird	das	naturgemäß	mit	Blick	auf	Art.	4	
des	Grundgesetzes	und	die	dort	garantierte	Religionsfreiheit	tun.1	Über	deren	thema-
tische	Reichweite	herrscht	 in	der	 rechtswissenschaftlichen	Literatur	wie	 in	der	maß-
geblich	durch	das	Bundesverfassungsgericht	geprägten	Judikatur	große	Einigkeit.	Ins-











ten	 an	den	 Lehren	 seines	Glaubens	 auszurichten	und	 seiner	 inneren	Glaubensüber-
zeugung	 gemäß	 zu	handeln.“3	Diese	Ausdehnung	auf	das	 forum	externum	 ist	 ihrer-
seits	wiederum	weit	zu	 interpretieren.	Die	Religionsfreiheit	umschließt	nicht	nur	die	
traditionellen	Formen	wie	liturgisches	Glockengeläut,	Mission	und	Prozessionen,	Wall-





Gewissens-	 und	 Bekenntnisfreiheit	 sowie	 der	 ungestörten	 Religionsausübung	 als	 einheitliches	
Grundrecht	zu	verstehen:	Horst	Dreier,	Religionsverfassung	in	70	Jahren	Grundgesetz	–	Rückblick	
und	Ausblick,	in:	Juristenzeitung	74	(2019),	1005–1015	(1005f.).	
2		 Martin	 Heckel,	 Vom	 Religionskonflikt	 zur	 Ausgleichsordnung.	 Der	 Sonderweg	 des	 deutschen	
Staatskirchenrechts	vom	Augsburger	Religionsfrieden	1555	bis	zur	Gegenwart,	München	2007,	63.	
3		 So	der	grundlegende	und	die	Rechtsprechung	bis	heute	prägende	Beschluss	vom	19.	Oktober	1971	







rettung,	 Fortpflanzungsmedizin	 und	 Schwangerschaftsabbruch,	Hartz	IV	 und	Vermö-
gensteuer	 –	 um	 nur	 einige	 besonders	 prominente	 und	 kontroverse	 Streitpunkte	 zu	
nennen.	Denkbar	weit	ist	auch	das	Spektrum	entsprechender	Formate,	in	denen	die	in	
die	Öffentlichkeit	ausstrahlende	Freiheit	kirchlichen	Wirkens	Gestalt	gewinnt:	förmli-
che	 kirchliche	 Stellungnahmen,	 Sendschreiben,	 Denkschriften,	 konkrete	 Interventio-






gestellung	 einer	 entsprechenden	 Grenzziehung	 im	 Grunde	 gar	 nicht.	 Denn	 sollte	
selbst	bei	extensiver	 Interpretation	der	Religionsfreiheit	deren	Schutzbereich	verlas-
sen	 sein,	 können	 sich	 die	 Gläubigen	 und	 die	 Religionsgesellschaften	 auf	 andere	
Grundrechte	wie	die	Meinungs-	oder	die	Versammlungsfreiheit,	gegebenenfalls	auch	
auf	 die	 spezifisch	 staatskirchenrechtlichen	 Artikel	 des	 Grundgesetzes	 (Art.	 140	 GG)	
berufen.	Grundrechtlicher	Schutz	ist	also	in	jedem	Fall	gesichert.	















Namentlich	 im	 deutschen	 Protestantismus	 fungiert	 als	 zentraler	 begrifflicher	 Angel-
punkt	 für	 das	 dementsprechende	 Selbstverständnis	 der	 „Öffentlichkeitsauftrag	 der	
																																								 										








und	 wurde	 nach	 der	 deutschen	 Wiedervereinigung	 in	 die	 Verfassung	 des	 Landes	
Brandenburg	 aufgenommen.	 Diesem	 Konzept	 zufolge	 leitet	 sich	 der	 an	 die	 Kirchen	






Als	 Zwischenbilanz	 ergibt	 sich:	 Was	 aufseiten	 des	 säkularen	 freiheitlichen	 Verfas-






ke	 Strömung	 in	 der	 politischen	 Philosophie	 überwiegend	 anglo-amerikanischer	 Prä-
gung	herausgefordert.	Insbesondere	die	von	John	Rawls	vorgelegte	Theorie	des	„poli-
tischen	Liberalismus“10	erhebt	wirkmächtig	Einspruch	gegen	die	Vorstellung,	religiöse	
Beiträge	 könnten	 unproblematisch	 Eingang	 in	 den	 deliberativen	 Prozess	 politischer	
Willensbildung	 finden.	 Stattdessen	 votiert	 man	 dezidiert	 für	 deren	 Ausschluss.	 Be-
merkenswerterweise	 tritt	diese	Position	nicht	etwa	als	Gegenentwurf	zum	freiheitli-
chen	 Verfassungsstaat	 auf,	 sondern	 erhebt	 ihre	 Beschränkungsforderungen	 im	 Na-











9		 Dietrich	 Pirson,	 Art.	 Öffentlichkeitsanspruch	 der	 Kirche,	 in:	 Evangelisches	 Staatslexikon,	 Bd.	 II,	
Stuttgart	31987,	Sp.	2278–2284	(2282).	
























sophie	 ausgesetzt	 sieht.	 Die	 als	 „inklusivistisch“	 bezeichnete	Gegenposition,	wie	 sie	
etwa	von	Charles	Taylor	vertreten	wird,	weist	 insbesondere	auf	das	 für	 liberale	Ge-
meinwesen	 fundamentale	 Prinzip	 der	 Beteiligung	 aller	 Bürger	 und	Bürgerinnen	 hin,	
von	der	nicht	plötzlich	eine	bestimmte	Gruppe	oder	eine	bestimmte	Sorte	von	Argu-
menten	ausgeschlossen	werden	kann.	Es	dürfte	schon	mehr	als	fraglich	sein,	ob	sich	
eine	 reinliche	 Scheidung	 zwischen	 zulässigen,	weil	 (vorgeblich)	 rationalen	 säkularen	
Argumenten	 und	 unzulässigen,	weil	 (vorgeblich)	 irrationalen	 religiösen	 Argumenten	
überhaupt	treffen	ließe.	Vor	allem	aber	ist	die	zugrundeliegende	Prämisse	zweifelhaft.	







11		 Die	 folgende	 Skizze	 fällt	 notgedrungen	 holzschnittartig	 aus.	 Eingehende	 und	 differenzierte	
Darstellungen	 der	 vielschichtigen	 Debatte	 aus	 jüngerer	 Zeit:	 Martin	 Breul,	 Religion	 in	 der	
politischen	Öffentlichkeit,	Paderborn	2015,	passim;	Tim	Reiß,	Diskurstheorie	der	Demokratie	und	
Religion,	 Baden-Baden	 2019,	 19ff.,	 94ff.;	 Elias	 Bornemann,	 Die	 religiös-weltanschauliche	
Neutralität	des	Staates,	Tübingen	2020,	54ff.	–	alle	mit	umfassenden	Nachweisen.	







tion	 von	 Rawls	 und	 anderen	 kann	man	 aus	 verfassungsrechtlicher	 Sicht	 nur	 unter-
streichen.	Normsetzung	beruht	im	demokratischen	Staat	auf	Entscheidungen,	die	bei	
ihren	Trägern	 in	bestimmten	politischen	oder	sozialen	Vorstellungen,	ökonomischen	




fenheit	 des	 politischen	 Entscheidungsprozesses	 gründet	 letztlich	 die	 Legitimität	 von	











Forderung	 nach	 einer	 „Übersetzung“	 dieser	 Beiträge	 in	 eine	 säkulare	 Sprache	 ver-
knüpft,	was	 ihren	 inferioren	Status	verdeutlicht.	Explizit	heißt	es,	 religiöse	Bürgerin-
nen	und	Bürger	dürften	sich	„nur	unter	dem	Übersetzungsvorbehalt	in	ihrer	eigenen	
Sprache	äußern“.	Zum	anderen	verschärft	Habermas	die	Anforderungen	an	den	Aus-























tionen	 zur	 Teilnahme	 am	 gesellschaftlichen	wie	 am	 politischen	Willensbildungspro-
zess	steht	ungeachtet	der	anderslautenden	These	einiger	prominenter	Vertreter	des	
politischen	 Liberalismus	 verfassungsrechtlich	 ganz	 außer	 Frage.	 Die	 Zulässigkeit	 des	
Religiösen	im	öffentlichen	Raum	erfährt	keine	Schmälerung,	für	ein	„Enthaltsamkeits-
gebot“	 irgendeiner	 Art	 findet	 sich	 keine	 verfassungsrechtliche	 Stütze.	 Religiös	 wie	
weltanschaulich	 motivierte	 Ansichten	 dürfen	 von	 Rechts	 wegen	 sowohl	 im	 gesell-
schaftlichen	wie	im	staatlichen	Willensbildungsprozess	ohne	inhaltliche	Einschränkun-
gen	 und	 ohne	Übersetzungsvorbehalt	 artikuliert	werden	 –	wie	 philosophische	 oder	
esoterische,	 ökonomische	 oder	 sozialpolitische,	 kulturkritische	 oder	 feministische,	







Zwecke	 gestellt	 werden	 und	 zur	 kleinen	Münze	 im	 parteipolitischen	 Streit	 verküm-
mern;	ob	eine	 Schwerpunktverlagerung	auf	das	Kerngeschäft	 der	Verkündigung	der	
frohen	Botschaft	und	der	konkreten	Seelsorge	gerade	auf	der	Ebene	der	immer	stär-
ker	 ausblutenden	 Kirchengemeinden	 nicht	 sehr	 viel	 sinnvoller	 wäre	 als	 die	 gängige	
Praxis	 einer	 zwar	medienpräsenten,	 aber	mehr	oder	minder	 symbolischen	Gestik	 in	
hochpolitischen	Kontexten	–	das	alles	sind	Fragen,	die	die	Kirchen	sich	selbst	stellen	




und	 wünschen,	 dass	 entsprechende	 Entscheidungen	 mit	 Augenmaß	 und	 in	 kluger	
Konzentration	auf	das	Proprium	des	eigenen	Glaubens	getroffen	werden.	
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